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Buschkowsky
macht den 
Sarrazin

Die 150 Euro, die nach Plänen
der Bundesregierung ge-
zahlt werden sollen, wenn

Kinder künftig zu Hause betreut 
werden statt in die Kita zu gehen, ist
keine Lösung, sondern ein Problem.
Die angebliche Wahlfreiheit der 
Eltern wird durch ein Betreuungs-
geld nicht verbessert und die „klas-
sische“ Einverdiener-Familie zu
Lasten von Frauen gestärkt. Kinder
aus ärmeren Familien würden künf-
tig noch weniger Chancen auf 
Förderung ihrer Talente außerhalb
der Familie haben. Deshalb gehören
diese Pläne in den Papierkorb.

Neuköllns Bürgermeister Busch-
kowsky jedoch nimmt das Thema
Betreuungsgeld und macht den
Sarrazin: „In der deutschen Unter-
schicht wird es versoffen und in
der migrantischen Unterschicht
kommt die Oma aus der Heimat
zum Erziehen, wenn überhaupt.“
Statt sachlich Kritik vorzubringen,
beschimpft er Arme und fördert
Vorurteile gegen Migranten. Das ist
einfach unwürdig und gefährlich
am sozialen Brennpunkt Neukölln.

KDH

Schwarz-Gelb startet
einen Systemwechsel
im Gesundheitswesen.
Dagegen wächst der
Protest. 

Kopfpauschalen bei Gesund-
heit und Pflege und einge-
frorene Arbeitgeberanteile

führen zu dramatischen Beitrags-
steigerungen für Versicherte und
Patienten. Noch mehr „Eigenbetei-
ligungen“ bedeuten für Menschen
mit geringem Einkommen: Eine an-
gemessene Gesundheitsversor-
gung wird nahezu unmöglich.
Zwei-Klassen-Medizin wird zum
Standard, wenn Gesundheit zur

Ware, Konkurrenz und Wettbewerb
zum Prinzip werden. 

In Neukölln fehlen Ärzte
Bereits 2008 musste das Bezirks-

amt Neukölln feststellen, dass sich
Neuköllner Ärzte lieber dort nieder-
lassen, wo mehr Privatpatienten er-
wartet werden. Schon jetzt ist die
Versorgung durch Fachärzte in Neu-
kölln mangelhaft. In Neukölln fehlen
vor allem Anästhesisten, Radiolo-
gen, Hautärzte, Gynäkologen, Uro-
logen und Augenärzte. Allein
zwischen 2004 und 2008 haben 88
Ärzte ihre Praxen aufgegeben, es
wurden aber nur 35 neue Praxen er-
öffnet. 

Über den geplanten schwarz-gel-
ben Systemwechsel im Gesundheits-
wesen jubelt die Pharma-
in dustrie. Lobbyisten von Ärzte- und
Apothekerverbänden loben den
Marktradi kalismus der Bundesregie-
rung. Private Krankenversicherungen
erwarten hohe Profite. Kritik kommt
von Sozialverbänden, Gewerkschaf-
ten und Patientenvertretern. 

DIE LINKE setzt dieser unso-
zialen Politik das Modell der so-
lidarischen Bürgerinnen- und
Bürgerversicherung entgegen,
in die alle einzahlen und Arbeit-
geber und Arbeitnehmer die
Versicherungsbeiträge je zur
Hälfte tragen.

„Für reale Einkommensverbesserung im Öffentlichen Dienst“
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Bezirksverband Neukölln
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Merkel & Co. 
machen 

Gesundheitswesen
krank

Ende September haben
Tarifverhandlungen für
die Beschäftigten des
Öffentlichen Dienstes in
Berlin begonnen. Bisher
ohne Ergebnis.

In einem Antrag an den Landespar-
teitag der Partei DIE LINKE Ende
November setzt sich der Neuköll-

ner Bezirksverband dafür ein, dass
die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes in den bevorstehenden Ta-

rifverhandlungen des öffentlichen
Dienstes, nach Jahren der Abkopp-
lung von der bundesweiten Lohnent-
wicklung (die Differenz beträgt Ende
2009 5,9 Prozent) eine reale Einkom-
mensverbesserung erhalten. Zu-
gleich wird der Anspruch bekräftigt,
in den Flächen tarifvertrag zurückzu-
kehren. Neben anderem lehnt der
Bezirksverband Neukölln die Anglei-
chung der Wochenarbeitszeit von
derzeit 38,5 Stunden im Westteil Ber-
lins auf die von 40 Stunden im Ostteil
Berlins ab und setzt sich für stattdes-

sen für einheitlich 39 Stunden Wo-
chenarbeitszeit ein. Die Mitglieder
der LINKEN im Senat werden in dem
Antrag aufgefordert, alle Tarifange-
bote abzulehnen, die eine reale Ver-
schlechterung für die Beschäftigten
herbeiführen.

Die Neuköllner LINKE regt in dem
Antrag bundesweite Proteste an (z.B.
Großkundgebung in Berlin), die sich
gegen Sozialabbau durch die Unter-
finanzierung der Länder und Kommu-
nen richten und eine andere,
gerechte Steuerpolitik einfordern. 
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Tempelhof für die 
Öffentlichkeit sichern
Nach wie vor sind die
Fraktion in der Bezirks-
verordnetenversamm-
lung und der Bezirks-
verband Neukölln der
LINKEN entschlossen:
Luxusbebauung auf
dem Tempelhofer Feld
an der Oderstraße und
das Columbiaquartier
wird es nicht geben. 

Das gesamte Tempelhofer
Feld muss der Öffentlichkeit
als Gesamtpark kostenlos

zugänglich gemacht werden, der
Zaun darf keine Barriere bilden. Das
ergab ein Hearing der Fraktion der
LINKEN BVV-Fraktion am 3. Novem-
ber. Mit einer schrittweisen Öffnung
durch den Senat und zahlreichen
Plänen im Detail zeigten sich die
Teilnehmer aber „übergangsweise
zufrieden“.

„Wir begrüßen es, dass die Pro-
jektentwicklungsgesellschaft Ad-
lershof und Berlin Grün die
Diskussion über einen Park profes-
sionell organisieren. Dabei wollen
wir mehr Bürgerbeteiligung. Leider
haben wir das Gefühl, dass die SPD-
geführte Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung nicht von ihren
derzeit unnötigen Bebauungsplänen
an der Oderstraße und am Colum-
biadamm abrücken will, sondern
sich Hintertüren offenhält. Gemein-
sam mit unserem Landesausschuss
verlangen wir ein  zehnjährigs Mo-
ratorium, nicht für Ideen und Zwi-
schennutzungen, aber gegen voll -
endete Tatsachen.“

Zufrieden zeigte sich auf dem
Hearing der LINKEN die Interessen-
gemeinschaft BUNTER HUND, dass
auf dem Tempelhofer Feld ein Hun-
deauslaufgebiet entstehen soll.
Dazu Sprecher Thomas Hinrichsen:
„Dieses Feld muss in der Nähe des
Schillerkiezes liegen und mindes-

tens sechs Fußballfelder groß sein,
da es berlinweit Menschen anzie-
hen wird. Wir bedanken uns bei der
LINKEN, die uns stets rückhaltslos
dabei unterstützt hat, so ein für uns
kostenloses Gebiet einzurichten.
Hundeauslauf ist Teil der öffentli-
chen Daseinsvorsorge.“

Die kostenlose Hartz-IV-
Beratung in den 
Räumen der LINKEN 
am Richardplatz 16 
wird bis auf Weiteres nach
persönlicher 
Vereinbarung angeboten. 
Kontakt über: 
Franziska Lorenz-Hoffmann, 
Telefon: 030-53084626, 
E-Mail: 
franziska.lorenz-hoffmann
@die-linke-neukoelln.de

Wohngeldbearbeitung 
in Neukölln
Die Bearbeitung der Wohngeld-
anträge nach den Änderungen,
von 2009 stellt die Berliner Be-
zirke vor zusätzliche Aufgaben.

In Neukölln wurde deshalb eine
weitere Stelle eingerichtet. Trotz-
dem gibt es monatlich 20 bis 30

Widersprüche von Antragstellern.
Während andere Bezirke konkrete
Angaben zur Erfolgsquote der Wider-
sprüche machten, hieß es aus Neu-
kölln nur lapidar „unterschiedlich“.
Zur durchschnittlichen Bearbeitungs-
zeit wurden keine Angaben gemacht.

Nachtflugverbot für 
Flughafen Schönefeld
Die Lärmbelästigung durch den
Großflughafen Berlin-Branden-
burg in Schönefeld betrifft auch
Anwohner im Neuköllner Süden,
besonders in Rudow.

DIE LINKE Brandenburgs will
nun eine Klage von Anrainern
gegen die jüngste Planung

zum „Lärmschutzkonzept“ unterstüt-
zen. Der sogenannte Planergän-
zungsbeschluss sieht einen ein-
geschränkten Flugverkehr zwischen
22 Uhr und Mitternacht sowie zwi-
schen fünf und sechs Uhr vor. Für
2023 werden beispielsweise etwa 77
Flüge pro Nacht prognostiziert.

„Ein Park für alle …

… kein Luxus-Wohnquartier“

Öffentliches Hearing 
zur Nachnutzung 
des Tempelhofer Feldes
am 3. November 2009

Einladungskarte zum Hearing der Fraktion DIE LINKE in der BVV Neukölln

Fo
to

: A
ng

el
a 

Kn
ob

lo
ch

, w
w

w
.c

om
po

se
d-

im
ag

es
.c

om

BUNTER HUND Frenzie freut sich mit der LINKEN auf das Tempelhofer Feld

Der 94-jährige Willi 
Lorbeer war ältester Teil-
nehmer an der Gedenk-
kundgebung für den 1944
von den Nazis ermordeten
Sportler und Nazi-Gegner 
Werner Seelenbinder.  

Er stand als Judokämpfer mit
Werner Seelenbinder auf der
Matte. Seelenbinder, der

Meister-Ringer, half beim Wett-
kampf aus, weil der Arbeitersport-

verein Lorbeers keinen Judoka in
der Mittelgewichtsklasse aufbieten
konnte.

Der Sportjournalist Klaus Huhn
erinnerte an Stationen des Lebens
Seelenbinders und zitierte dabei
aus einem Porträt des Schriftstel-
lers Martin Andersen Nexö. DIE
LINKE Neukölln hatte neben ande-
ren Organisationen zur Teilnahme
am 24. Oktober aufgerufen und
legte am Grab Werner Seelenbin-
ders ein Blumengebinde nieder.

Ehrung am Werner-Seelenbinder-Stadion 
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Fast 40.000 Berlinerinnen und Berliner haben den Antrag zum Volksbegehren unter-
schrieben. Davon waren über 36.000 Unterschriften gültig. Trotzdem ließ der Senat
das Volksbegehren-Gesetz zur Offenlegung von Verträgen nicht zu, weil es gegen „hö-
herrangiges Recht“ verstößt, so der Senat in seiner Begründung. Auch Mitglieder der
BO Rixdorf sammelten Unterschriften, hier vor dem Rathaus Neukölln.

Kurz nachdem das Urteil des
Landesverfassungsgerichts
zur Zulassung des Volksbe-

gehrens der Bürgerinitiative „Berli-
ner Wassertisch“ zur Offenlegung
von Geheimverträgen bei den teil-
privatisierten Berliner Wasserbetrie-
ben bekannt war, lud die Basis -
organisation Rixdorf der Neuköllner
LINKEN die Juristin Sabine Finken -
thei und Thomas Rudek von der BI
zu einem Informationsgespräch ein.

Es geht um unser
Wasser ...

„Das Land Berlin kann sich nicht in die Geheimhaltung flüchten“
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Die Mitglieder der BO wollten wis-
sen, was haben die obersten Berli-
ner Verfassungsrichter konkret
entschieden und wie geht es jetzt
weiter? 

Die Verfassungsrichter sind weit
über die Frage der formalen Zuläs-
sigkeit des Volksbegehren hinaus
gegangen. In der Sache erklärten
sie, dass ein Rechtsgeschäft, des-
sen Inhalt den „Kernbereich der
Berliner Wasserwirtschaft“ zum Ge-

genstand hat, nicht dem Sachbe-
reich des bürgerlichen Rechts zuzu-
rechnen sei. Damit sei die Hürde für
die Offenlegung der Verträge durch
Vereinbarungen nach bürgerlichem
Recht, z.B. die Möglichkeit zur Ge-
heimhaltung von Verträgen gefallen. 

Am Schluss der Debatte verabre-
deten die BO-Mitglieder einen An-
trag an den Landesparteitag zu
stellen, um zu erreichen, dass DIE
LINKE.Berlin  den vom Verfassungs-

gerichtshof zugelassenen Gesetz-
entwurf des Volksbegehrens  zur
Offenlegung von Geheimverträgen
bei den Berliner Wasserbetrieben
unterstützt und die Fraktion DIE
LINKE im Abgeordnetenhaus aufge-
fordert wird, den Gesetzestext des
Volksbegehrens unverändert in das
Gesetzgebungsverfahren einzubrin-
gen. Der Antrag wurde inzwischen
von der Neuköllner Bezirksmitglie-
derversammlung eingereicht.

Wasser ist ein besonderer Saft. Als Lebensmit-
tel Nr.1 steht Trinkwasser nur begrenzt zur Ver-
fügung. Deshalb muss die Wasserversorgung
nachhaltig gesichert werden. Sie gehört zum
Kern öffentlicher Daseinsvorsorge. 1999 hat der
damalige CDU/SPD-Senat 49 Prozent der An-
teile an den Berliner Wasserbetrieben privati-
siert. Die Konzerne Veolia und RWE bestimmen
seither weitgehend über das Berliner Wasser.
Seit 2004 sind die Wasserpreise um ca. 25 Pro-
zent gestiegen. Als Grund wird genannt: Die ge-
heimen Verträge, in denen die Investoren
begünstigt werden. Seit zwei Jahren kämpfen
engagierte Bürgerinnen und Bürger mit einem
Volksbegehren für die Offenlegung dieser Ver-
träge. Trotz ausreichender Unterschriften ließ
der Senat das Volksbegehren nicht zu. Jetzt gab
das Landesverfassungsgericht „grünes Licht“.

Wie geht es weiter mit
dem Volksbegehren
„Schluss mit den 
Geheimverträgen - Wir
Berliner wollen unser
Wasser zurück“? 
„Neu-Köllnisch“ sprach
mit Thomas Rudek,  
Sprecher des Volks -
begehrens des Berliner
Wassertisches.

Der Landesverfassungsgerichtshof
hat die Gründe zerpflückt, die der
Berliner Senat gegen die Zulassung
des Volksbegehrens für ein Gesetz
zur Offenlegung von Geheimverträ-
gen bei den teilprivatisierten Berli-
ner Wasserbetrieben vorgebracht

hatte. Trotzdem beharrt der Senat
auf seiner Haltung. Wie geht’s jetzt
in Sachen Wasser-Geheimverträge
weiter?

Thomas Rudek: Wir bedauern,
dass der rot-rote Senat die Gestal-
tungsspielräume, die das Urteil des
Verfassungsgerichtshofs eröffnet,
nicht nutzen will. Jetzt hat das Abge-
ordnetenhaus vier Monate Zeit, sich
mit unserem Volksgesetz zu be-
schäftigen. Sollten die Fraktionen
dem Senat folgen und sich NICHT für
eine vorbehaltlose Offenlegung der
Geheimverträge aussprechen, dann
beginnen wir voraussichtlich im März
mit der 2. Stufe des Volksbegehrens.
Dann müssen die Ärmel hochge-
krempelt und in 4 Monaten 170.000
Unterschriften gesammelt werden.

In der Stellungnahme des Senats
zum Urteil des Verfassungsgerichts-
hofs argumentiert Senator Nußbaum
mit „grundrechtlich geschützten pri-
vaten Interessen“. Die Verfassungs-
richter haben hingegen hervor geho -
ben, dass auch bei privatrechtlicher
Ausgestaltung von „Regelungen im
Bereich der öffentlich-rechtlichen
Aufgaben der Daseinsvorsorge zwi-
schen dem Staat und Dritten“, diese
Rechtsgeschäfte nicht dem öffentli-
chen Recht entzogen sind. Was be-
deutet das für die Berlinerinnen und
Berliner?

Thomas Rudek: Die Argumenta-
tion des Senats beweist seine Ver-
strickung. Die Passagen, die uns
vorliegen, zeigen, dass mittels privat-
rechtlicher Geheimverträge gelten-

des Recht unterlaufen wird. Der Ver-
fassungsgerichtshof hat einstimmig
zwei wichtige Punkte entschieden: 1.
Regelungsbereiche, die sich auf den
Kernbereich der Berliner Wasserwirt-
schaft beziehen, unterliegen der Lan-
desgesetzgebung. Und 2. „Rechts-
geschäfte“ in diesem Bereich - und
nichts anderes sind Verträge - unter-
liegen dem öffentlichen Recht. Das
heißt, das Land Berlin kann sich
nicht in das Privatrecht und damit in
die Geheimhaltung flüchten. Für die
Bevölkerung bedeutet das wie-
derum, dass wir mit unserem Volks-
gesetz zur Offenlegung rechts-
widriger Verträge die Voraussetzun-
gen schaffen können, damit die Was-
serbetriebe kostengünstig rekom-
munalisiert werden können.
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Sarrazins Sündenböcke

Protest vor der SPD-Zentrale. Mitglieder von ŒAllmende• hatten Obst und
Gemüse mitgebracht, um ihre Œproduktive Bedeutung• zu  demonstrieren.

Thilo Sarrazins gegen
Migranten gerichtete
Äußerungen sind auch
Ausdruck einer Politik,
die sozialen Widerstand
spalten soll. Davon 
profitieren Konzerne,
Reiche und Rechts-
extremisten. 

Gegen die diskriminierenden
Behauptungen des Vorstand-
mitgliedes der Deutschen

Bundesbank Sarrazin (SPD) protes-
tierten am 21. Oktober rund 100
Menschen vor der SPD-Zentrale in
Berlin. Anlass war ein Interview in
der Zeitschrift „lettre international“,
in dem der ehemalige Berliner Fi-
nanzsenator rassistische Vorurteile
gegen Migranten verbreitete.

Sarrazin sagte unter anderem,
dass Türken und Araber außer Obst-
und Gemüsehandel keine produk-
tive Bedeutung hätten, Deutschland
mit einer hohen Geburtenrate er-
obern würden, Bildung keinerlei Be-
deutung zumessen würden und
integrationsunfähig seien. Der in-
nenpolitische Sprecher der NPD-
Fraktion im sächsischen Landtag
schlug daraufhin vor, „Thilo Sarrazin
trotz seines SPD-Parteibuches zum
Ausländerbeauftragten“ zu machen.

Organisiert hatte den Protest der
Verein Allmende, ein Zusammen-
schluss von Migranten und Flüchtlin-
gen. Allmende kritisiert, dass
Sarrazin noch immer Vorstandmit-
glied der Bundesbank ist und ein
SPD-Parteibuch besitzt. „Institutio-
nen, die sich als demokratisch und
antifaschistisch bezeichnen, müssen
rassistisch denkende Menschen aus-
schließen“, fordert der Verein. 

Die Kritik ist berechtigt. Dabei
geht es nicht nur um die verbalen
Attacken eines Einzelnen. Dafür ist
der Zuspruch zu stark, den er erhal-
ten hat. Sarrazin steht für eine Poli-
tik, die sich gegen die ärmsten Teile
der Bevölkerung richtet. Durchge-
setzt wurde sie von Rot-Grün und
Schwarz-Rot. Die jetzige Regierung
aus Union und FDP will sie fortset-
zen. Dass die SPD Sarrazin bisher
noch nicht vor die Tür gesetzt hat,
sagt etwas aus über den Zustand
der Partei und die Denkweise ihres
führenden Personals.

Zynische „Tipps“ für 
Arbeitslose

Sarrazins Kommentar ist keine
einmalige Entgleisung. In der Ver-
gangenheit hat der SPD-Politiker
wiederholt durch diskriminierende
Bemerkungen Schlagzeilen gemacht,
zum Beispiel über Arbeitslose. Ihnen
warf er wiederholt vor, verschwende-
risch mit Geld umzugehen. 

Im vergangenen Jahr behauptete
er zum Beispiel, dass sich Erwerbs-
lose schon für 3,76 Euro pro Tag
„völlig gesund, wertstoffreich und
vollständig ernähren“ könnten. Er
hatte einen Speiseplan für Hartz-IV-
Empfänger erstellen lassen, mit dem
er seine Behauptung untermauern
wollte. Dieser wurde von der „Berli-
ner Morgenpost“ getestet und als
ungesund und einseitig verworfen. 

Armen Menschen gab er einen
ähnlich zynischen Tipp, um Heizkos-
ten zu sparen: „Wenn die Energie-
kosten so hoch sind wie die Mieten,
werden sich die Menschen überle-
gen, ob sie mit einem dicken Pullo-
ver nicht auch bei 15 oder 16 Grad
Zimmertemperatur vernünftig leben
können“, sagte er.

„Böser“ und „Guter“
Sarrazin zielt darauf ab, die Ver-

antwortung der Politik für Armut
und andere Probleme auf betrof-
fene Gruppen in der Bevölkerung
abzuwälzen.

Als Finanzsenator setzte er die
Linie des Regierenden Bürgermeis-
ters Klaus Wowereit (SPD) um, dass
gespart werden müsse, „bis es
quietscht“. Das damalige Wechsel-
spiel zwischen den beiden erinnert
an die Verhörmethode „Guter Poli-
zist, böser Polizist“. Sarrazin gab den
„Bösen“ und forderte harte Kürzun-
gen im sozialen Bereich. Das ermög-
lichte es Wowereit, in die Rolle des
„Guten“ zu schlüpfen, der bremst
und „weniger harte“ Einschnitte vor-
nimmt.

Ziel einer solchen Politik ist nicht
nur das Ablenken von der Verantwor-
tung der Politik durch das Präsentie-
ren von Sündenböcken. Auch der
Widerstand gegen Sozialabbau und
Rassismus soll auf diese Weise nach
dem Motto „teile und herrsche“ ge-
spalten werden. Proteste sind des-
halb berechtigt und nötig.

Frank Eßers
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Thilo Sarrazin: ŒEine große Zahl an Arabern und Türken (..) hat keine produktive
Funktion, außer für den Obst- und Gemüsehandel, und es wird sich auch 
vermutlich keine Perspektive entwickeln.•
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